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Im September 2020 trieb die Polizei in der Stadt Nertiti (Bundesstaat Zentral-Darfur) De-

monstrierende unter Einsatz von scharfer Munition auseinander. Zwei Protestierende wur-

den getötet, vier weitere erlitten Verletzungen. Die Demonstrierenden protestierten dage-

gen, dass die Regierung nichts unternahm, um die Zivilbevölkerung zu schützen. Unbe-

kannte hatten wenige Stunden zuvor die Stadt angegriffen und ein 14-jähriges Mädchen 

sowie einen 24-jährigen Mann getötet. Der Sicherheitsausschuss des Bundesstaates 

Zentral-Darfur sicherte zu, beide Vorfälle zu untersuchen. Bei Jahresende lagen jedoch 

keine weiteren Informationen über den Stand der Untersuchung vor. 

Trotz der weitverbreiteten Praxis der Folter in den vergangenen 30 Jahren hat die Über-

gangsregierung das UN-Übereinkommen gegen Folter nicht ratifiziert. 

Im Juli 2020 brachte die Regierung rechtliche Reformen zum Schutz gewisser Rechte auf 

den Weg. Sie schaffte einige Vorschriften des Strafgesetzes von 1991 ab. Auspeitschun-

gen und einige andere Formen der Körperstrafe als Strafe für verschiedene Verbrechen 

sind nun verboten. Außerdem ist Apostasie (Abfall vom Glauben) nicht länger ein Straf-

tatbestand. 

     (Quelle: Amnesty International Report 2020/21) 

 


